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Art. 12 UN-BRK: 
Die Vertragsstaaten erkennen an, 
dass Menschen mit Behinderung in 
allen Lebensbereichen 
gleichberechtigt mit anderen 
Rechts- und Handlungsfähigkeit 
genießen.  
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Art. 12 UN-BRK: 
Menschen mit kognitiven 
Beeinträchtigungen nicht mehr 
als Objekt von Fürsorge, 
sondern als Subjekt von 
Selbstbestimmung?  
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Trend der letzten 30 Jahre:  
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Sachwalter-
schaft 

kompensiert 
fehlende 

Unterstützung 



Notwendige Trendwende:  
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Erwachsenen-
vertretung ersetzt 

verfügbare 
soziale 

Unterstützung 
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U n t e r s t ü t z u n g 

Vorsorgevollmacht 

gewählte EV 

gesetzliche EV 

gerichtliche  
EV 



zum Erwachsenen-
schutzgesetz 

Vorsorgevollmacht 

Sachwalterschaft 

Angehörigenvertretung 

Vorsorgevollmacht 

gesetzliche EV 

gerichtliche EV 

gewählte EV 

Vom Sachwalter-
recht… 



Vorsorgevollmacht: 
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Betroffener Bevollmächtigter 

Vorsorge-
vollmacht: 

Vertretungsbefugnis 



Neu bei der Vorsorgevollmacht: 

• Schriftlich vor Notar, Anwalt oder 
Erwachsenenschutzverein (derzeit nicht!)  

• Dadurch Professionalisierung, lückenlose 
Erfassung und Rechtssicherheit 

• Gerichtliche Kontrolle bei Wohnortänderung ins 
Ausland und med. Behandlungen im Dissens 
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Gewählte Erwachsenenvertretung: 
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Betroffener gewählter EV 

Gesetz: 

Vertretungsbef. Wunsch 

Verein-

barung: 



Gewählte Erwachsenenvertretung: 

• Das gänzlich neue Vertretungsmodell 

• Ganz im Sinne der UN BRK 

• Auch kognitiv etwas beeinträchtigte Personen  

• können damit ihren Vertreter selbst wählen 

• Voraussetzung: Eine Vollmacht noch in 
Grundzügen verstehen können 
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Errichtung: 

• Schriftlich vor Notar, Anwalt oder 
Erwachsenenschutzverein  

• Eintrag von Widerspruch oder Kündigung 

• Keine zeitliche Beschränkung 

• Zuerkennung von Aufwandsersatz möglich 
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Gerichtliche Kontrolle: 

• Jährlicher Lebenssituationsbericht  

• Allgemeine Rechnungslegungspflicht 
(Angehörige nur Antrittsrechnung) 

• Regelung Mündelgeld 

• Gerichtliche Genehmigung bei Behandlungen im 
Dissens, Wohnortänderung und bei ao 
Wirtschaftsbetrieb 
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Gesetzliche Erwachsenenvertretung 
(vorm. Angehörigenvertretung)  
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Betroffener Gesetzlicher EV 

Gesetz: 

Vertretungsbef. 



Wer kann gesetzlicher EV sein? 

Im Gesetz vorgegeben: 

• Ehegatten, eingetragene Partner, 
Lebensgefährten (nach 3 Jahren) 

• Eltern und Großeltern 

• Kinder und Enkelkinder 

• Geschwister, Neffen, Nichten 

• Person in einer EV Verfügung 

15 
gesetzlicher EV 



Zuständigkeit des gesetzlichen EV? 

Im Gesetz aufgelistet: 

• Verwaltungs- und Gerichtsverfahren 

• Einkommen, Vermögen, Verbindlichkeiten 

• Rechtsgeschäfte 

• Wohnort, Heimvertrag 

• medizinischen Angelegenheiten  

• andere personenrechtliche Angelegenheiten  
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gesetzlicher EV 



Registrierung: 

• Schriftlich vor Notar, Anwalt oder 
Erwachsenenschutzverein  

• Eintrag von Widerruf 

• Max. drei Jahre gültig 

• Zuerkennung von Aufwandsersatz möglich 
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Gerichtliche Kontrolle: 

• Jährlicher Lebenssituationsbericht  

• Allgemeine Rechnungslegungspflicht 
(Angehörige nur Antrittsrechnung) 

• Regelung Mündelgeld 

• Gerichtliche Genehmigung bei Behandlungen im 
Dissens, Wohnortänderung und bei ao 
Wirtschaftsbetrieb 

18 



Gerichtliche Erwachsenenvertretung: 
(vorm. Sachwalterschaft) 
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Betroffener gerichtlicher EV  

Beschluss: 
 

Erwachsenen-

vertretung 

Gericht 

Beschränkung Vertretungsbef. 



Wer kann/soll gerichtlicher EV sein? 

20 
gerichtlicher EV  

• Vorrangig eine vom Betroffenen 
gewählte Person 

• Sonst Angehörige oder nahestehende 
Personen 

• Erwachsenenschutzvereine 

• Spezialisierte Anwaltskanzleien ohne 
Zahlenobergrenze 

• andere Anwälte, Notare, geeignete 
Personen, maximal 15 



Gerichtliche Kontrolle: 

• Jährlicher Lebenssituationsbericht  

• Allgemeine Rechnungslegungspflicht 
(Angehörige und ErwSchVerein nur 
Antrittsrechnung) 

• Regelung Mündelgeld 

• Gerichtliche Genehmigung bei Behandlungen im 
Dissens, Wohnortänderung und bei ao 
Wirtschaftsbetrieb 
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Finanzielle Ansprüche des gerichtl. EV 
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zweckgeb. 

Einkommen 

z.B. PG 

„reines“ 

Einkommen 

(z.B. 

Pension) 

davon 5 bis 

10 % + USt 

Vermögen 
bis € 
15.000 

Vermögen 
über € 
15.000 

davon 2 bis 

5 % + USt 
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Bedeutung und Folgen 
seines Handels verstehen 

Seinen Willen danach 
bilden 

Sich entsprechend 
verhalten 

Entscheidungs-
fähigkeit 



UNABHÄNGIG VON ENTSCHEIDUNGSFÄHIGKEIT! 

Alltagsgeschäfte sind gültig, wenn Lebensverhältnisse nicht 
überschritten sind + das Geschäft durch Bezahlung erfüllt 
wird 

– Kauf von Bekleidung, Heizmaterial, kleineren 
Einrichtungsgegenständen, eines Wertkartenhandys 

– Reparaturen von Haushaltsgeräten 

– Urlaube 

– Kinobesuche 

Verpflichtung des Vertreters, finanzielle Mittel zur Verfügung 
zu stellen (§ 258 Abs. 2 ABGB) 
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Alltagsgeschäftsfähigkeit  



BEI BESTEHENDER ENTSCHEIDUNGSFÄHIGKEIT! 

 

- Unbefristete Dauerschuldverhältnisse (zB Handyverträge) 

    weil keine vollständige Erfüllung 

- Lebensverhältnisse der betroffenen Person überschritten 

 

Keine automatische Beschränkung der Geschäftsfähigkeit! 
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Sonstige Rechtsgeschäfte:  



 

Bei „ernstlicher und erheblicher Gefahr“  

 

- Nur bei gerichtlicher EV 

- bei Alltagsgeschäften und sonstigen Rechtsgeschäften, 
aber auch im Verwaltungsverfahren 

- Nur im Ausnahmefall 

- Nur zum Schutz der vertretenen Person 
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Genehmigungsvorbehalt  
(§ 242 Abs. 2 ABGB):  
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Entscheidung über medizinische 
Behandlungen 

Betroffener 
entscheidungsfähig? 

Entscheidet selbst 

Unterstützungsverpflichtung 
zur Herstellung der 

Entscheidungsfähigkeit 

Ja 
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Entscheidung über medizinische 
Behandlungen 

Betroffener 
entscheidungsfähig? 

Entscheidet selbst 

Erwachsenenvertreter 
mit Wirkungskreis  

entscheidet 

Ja 
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1. Notfall – Arzt entscheidet 

2. Entscheidungsfähigkeit – 
Betroffener entscheidet  

3. Keine Entscheidungsfähigkeit 
– Vertreter entscheidet 

4. Besonderer Rechtsschutz bei 
Ablehnung und Uneinigkeit 
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Entscheidung über dauerhaften 
Wohnortwechsel 

Betroffener 
entscheidungsfähig? 

Entscheidet selbst 

Erwachsenenvertreter 
mit Wirkungskreis  

entscheidet 

Ja 
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Antrag auf gerichtliche 
Genehmigung  

Persönliche Anhörung 
durch das Gericht 

Genehmigung der 
Wohnortänderung 

Auflösung des bish. 
Hauptwohnsitzes 

Abklärung durch den 
ErwSchVerein 

Ablehnung 
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Übergangsregelung für bestehende Vertretungen 

1.7. 2018 

1.7. 2019 

1.7. 2021 

1.1. 2024 

Vorsorgevollmacht 

Sachw. = gerichtl. EV ohne Genehmigungsvorbehalt 

Angehörigenvertretung  



Vertretungsnetz: 

• Clearing (obligatorisch) bei Anregung und im 
Erneuerungsverfahren 

• Wohnortclearing, med. Rechtsbeistand 

• Classic 

• Registrierungsstelle 

• Vorträge bei Veranstaltungen, Informationsveranstaltungen für 
Angehörige 

• (Telefonische) Beratung in Einzelfällen  
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